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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Niedersächsischen

Corona-Verordnung

Vom 31. Juli 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1
Sätze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000
(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385), in Verbindung mit § 3
Nr. 1 der Subdelegationsverordnung vom 9. Dezember 2011
(Nds. GVBl. S. 487), zuletzt geändert durch Verordnung vom
17. März 2017 (Nds. GVBl. S. 65), wird verordnet:

Artikel 1

Die Niedersächsische Corona-Verordnung vom 10. Juli 2020
(Nds. GVBl. S. 226, 257) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Raum“ die
Worte „und im Rahmen von Feiern in dafür außerhalb
der eigenen Wohnung zur Verfügung gestellten Räum-
lichkeiten“ eingefügt.

b) In Absatz 5 erhält der einleitende Satzteil folgende Fas-
sung:

„Unter Einhaltung der Anforderungen nach Absatz 3
Sätze 1 und 2, auch in außerhalb der eigenen Woh-
nung zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten, ist die
Teilnahme an“.

2. In § 3 Satz 2 Nr. 4 werden nach dem Wort „Sanitäran-
lagen“ die Worte „sicherstellen und“ eingefügt.

3. In § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „sowie Einrich-
tungen, in denen Shisha-Pfeifen zum Konsum angeboten
werden“ gestrichen.

4. Dem § 10 wird der folgende Absatz 4 angefügt:

„(4) 1Für den Betrieb einer Einrichtung, in der Shisha-
Pfeifen zum Konsum angeboten werden, gilt Absatz 1 ent-
sprechend. 2Die Betreiberin oder der Betreiber der Einrich-
tung hat sicherzustellen, dass eine Shisha-Pfeife je Person
genutzt wird, Einwegschläuche und Einwegmundstücke
benutzt werden und jede Shisha-Pfeife nach jeder Benut-
zung gründlich gereinigt und desinfiziert wird.“

5. § 12 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

6. Die §§ 16 und 17 erhalten folgende Fassung:

„§ 16

Kindertageseinrichtungen

(1) 1Ausgenommen von § 1 Abs. 1 ist die Betreuung
von Kindern in Kindertageseinrichtungen einschließlich
Kinderhorten. 2In allen Kindertageseinrichtungen ist der
„Niedersächsische Rahmen-Hygieneplan Corona Kinder-
tagesbetreuung“ vom 24. Juli 2020, veröffentlicht auf der
Internetseite des Kultusministeriums
(https://www.mk.niedersachsen.de/download/157396/
Niedersaechsischer_Rahmen-Hygieneplan_Corona_
Kindertagesbetreuung_Stand_24.07.2020.pdf),
ergänzend zu den Hygieneplänen nach § 36 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) zu beachten.

(2) 1Die Vorgaben des Gesetzes über Tageseinrichtungen
für Kinder und der Verordnung über Mindestanforderungen
an besondere Tageseinrichtungen für Kinder sowie über
die Durchführung der Finanzhilfe zu der Qualifikation des
erforderlichen Personals sind ausgesetzt, soweit der Träger
einer Kindertageseinrichtung aufgrund der Auswirkungen
der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2 ausfallen-

des Personal nicht durch geeignete Fach- und Betreuungs-
kräfte ersetzen kann. 2Dies gilt sowohl für den Fall, dass
das Personal aufgrund einer Erkrankung an COVID-19
oder aufgrund eines positiven SARS-CoV-2-Tests nicht in
der Kindertageseinrichtung tätig werden kann, als auch
für den Fall, dass der Träger das Personal aufgrund der Zu-
gehörigkeit zu einer Risikogruppe nicht für die Arbeit am
Kind einsetzen kann. 3Der Träger einer Kindertagesein-
richtung kann in Abstimmung mit dem jeweils zuständi-
gen örtlichen Träger oder der Gemeinde, die die Förderung
der Kinder in Tageseinrichtungen nach § 13 Abs. 1 des
Niedersächsischen Gesetzes zur Ausführung des Achten
Buchs des Sozialgesetzbuchs und zur Niedersächsischen
Kinder- und Jugendkommission wahrnimmt, im Fall nicht
ausreichend verfügbarer Fach- und Betreuungskräfte je
Gruppe anstelle einer Fachkraft eine andere geeignete Per-
son mit der Wahrnehmung von Aufsichtspflichten betrauen,
soweit mindestens eine sozialpädagogische Fachkraft in
der Gruppe zeitgleich tätig ist. 4Eine Person nach Satz 3 ist
insbesondere dann nicht geeignet, wenn sie rechtskräftig
wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174 c, 176 bis
180 a, 181 a, 182 bis 184 g, 184 i, 201 a Abs. 3, den §§ 225,
232, 232 a, 233, 233 a, 234, 235 oder 236 StGB verurteilt
worden ist. 5Der Träger der Kindertagesstätte soll sich vor
dem ersten Einsatz und dann in regelmäßigen Abständen
von der jeweils betroffenen Person ein erweitertes Füh-
rungszeugnis nach § 30 a in Verbindung mit § 30 des Bun-
deszentralregistergesetzes vorlegen lassen.

§ 17

Schulen

(1) 1An allen Schulen finden der Unterricht, außerunter-
richtliche Angebote der Ganztagsschule und sonstige schu-
lische Veranstaltungen in festgelegten Gruppen statt, die
aus mehreren Lerngruppen bestehen können und in ihrer
Personenzusammensetzung möglichst unverändert blei-
ben. 2Jede Gruppe im Sinne des Satzes 1 muss nach der
Zahl der ihr angehörenden Personen und ihrer Zusam-
mensetzung so festgelegt sein, dass eine etwaige Infekti-
onskette nachvollzogen werden kann. 3Zwischen Personen,
die nicht derselben Gruppe im Sinne des Satzes 1 angehö-
ren, ist das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 3 Satz 1 einzuhal-
ten. 4Außerhalb von Unterrichts- und Arbeitsräumen hat
jede Person eine Mund-Nasen-Bedeckung in von der Schu-
le besonders gekennzeichneten Bereichen zu tragen, in de-
nen aufgrund der örtlichen Gegebenheiten die Einhaltung
des Abstandsgebots nach § 1 Abs. 3 Satz 1 zwischen Perso-
nen, die nicht derselben Gruppe im Sinne des Satzes 1 an-
gehören, nicht gewährleistet werden kann. 5Veranstaltun-
gen mit Gästen wie Theateraufführungen, Filmvorführun-
gen, Einschulungsfeiern, Zeugnisübergaben, Verabschie-
dungsfeiern und Schulfeste sind unter Beachtung der
Vorgaben des § 24 Abs. 2 für Veranstaltungen in geschlos-
senen Räumen und des § 25 Abs. 2 für Veranstaltungen
unter freiem Himmel zulässig.

(2) 1Das zuständige Gesundheitsamt kann für den Fall,
dass das Infektionsgeschehen einen Schulbetrieb nach Ab-
satz 1 nicht zulässt, anordnen, dass abweichend von Ab-
satz 1 an einer Schule der Unterricht grundsätzlich in
geteilten Lerngruppen stattfindet, die in ihrer Personenzu-
sammensetzung möglichst unverändert bleiben sollen. 2Die
Gruppengröße darf in der Regel 16 Personen nicht über-
schreiten. 3Der Sportunterricht ist unter Beachtung der
Vorgaben des § 26 Abs. 1 Satz 1 zulässig. 4Veranstaltungen
mit freiwilliger Teilnahme zum Zweck von Zeugnisüber-
gaben, Verabschiedungen und Einschulungsfeiern sind un-
ter Beachtung der Vorgaben des § 24 Abs. 2 für Veran-
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staltungen in geschlossenen Räumen und des § 25 Abs. 2
für Veranstaltungen unter freiem Himmel zulässig. 5Sport-
veranstaltungen, Theateraufführungen, Filmvorführungen,
Vortragsveranstaltungen, Projektwochen und ähnliche
Veranstaltungen sind zulässig, wenn nur eine Gruppe
nach Satz 1 und keine weiteren Personen an der Veranstal-
tung teilnehmen. 6Schulfahrten, mit Ausnahme von unter-
richtsbedingten, eintägigen Fahrten zu außerschulischen
Lernorten, sind für die Dauer der Maßnahme untersagt.
7Schulfahrten im Sinne des Satzes 6 sind Schulveranstal-
tungen, die mit Fahrtzielen außerhalb des Schulstandortes
verbunden sind, mit denen definierte Bildungs- und Erzie-
hungsziele verfolgt werden; dazu zählen auch Schüleraus-
tauschfahrten und Schullandheimaufenthalte.

(3) 1Das zuständige Gesundheitsamt kann auch den Be-
such einer Schule untersagen, wenn eine Anordnung nach
Absatz 2 nicht ausreicht. 2Mit einer Untersagung nach
Satz 1 ist zugleich auch die Durchführung sonstiger schu-
lischer Veranstaltungen einschließlich Schulfahrten und
ähnlicher Schulveranstaltungen sowie außerunterrichtli-
cher Veranstaltungen wie Sportveranstaltungen, Theater-
aufführungen, Vortragsveranstaltungen, Projektwochen,
Konzerte und vergleichbare Veranstaltungen untersagt.
3Schulfahrten im Sinne des Satzes 2 sind Schulveranstal-
tungen, die mit Fahrtzielen außerhalb des Schulstandortes
verbunden sind, mit denen definierte Bildungs- und Erzie-
hungsziele verfolgt werden; dazu zählen auch Schüleraus-
tauschfahrten und Schullandheimaufenthalte sowie un-
terrichtsbedingte Fahrten zu außerschulischen Lernorten.

(4) 1Für die Dauer einer Anordnung nach Absatz 2 und
einer Untersagung nach Absatz 3 ist die Notbetreuung in
kleinen Gruppen an Schulen für Kinder in Schulkinder-
gärten und für Schülerinnen und Schüler der Schuljahr-
gänge 1 bis 6 in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr zulässig.
2Über diesen Zeitraum hinaus kann eine zeitlich erweiterte
Notbetreuung an Ganztagsschulen stattfinden. 3Die Notbe-

treuung ist auf das notwendige und epidemiologisch ver-
tretbare Maß zu begrenzen. 4Die Notbetreuung dient dazu,
Kinder aufzunehmen, bei denen mindestens eine Erzie-
hungsberechtigte oder ein Erziehungsberechtigter in be-
triebsnotwendiger Stellung in einem Berufszweig von all-
gemeinem öffentlichem Interesse tätig ist. 5Zulässig ist auch
die Betreuung in besonderen Härtefällen wie etwa für Kin-
der, deren Betreuung aufgrund einer Entscheidung des
Jugendamtes zur Sicherung des Kindeswohls erforderlich
ist, sowie bei drohender Kündigung oder erheblichem Ver-
dienstausfall für mindestens eine Erziehungsberechtigte
oder einen Erziehungsberechtigten.

(5) Im Übrigen ist an allen Schulen der „Niedersächsische
Rahmen-Hygieneplan Corona Schule“ vom 30. Juni 2020,
veröffentlicht auf der Internetseite des Kultusministeriums
(https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/
aktuelles/presseinformationen/niedersachsischer-
rahmenhygieneplan-corona-schule-tonne-
praxistaugliches-werkzeug-beim-schrittweisen-
wiederhochfahren-der-schulen-187775.html),
ergänzend zu den Hygieneplänen nach § 36 IfSG zu be-
achten.

(6) Schulen im Sinne der Absätze 1 bis 3 sind alle öffent-
lichen allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen,
Schulen in freier Trägerschaft einschließlich der Internate,
alle Schulen für andere als ärztliche Heilberufe und ähnli-
che Berufsausbildungsstätten, Tagesbildungsstätten und
Landesbildungszentren sowie Jugendwerkstätten, wenn dort
die Schulpflicht erfüllt werden kann.“

7. In § 26 Abs. 1 Satz 2 wird die Zahl „30“ durch die Zahl „50“
ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2020 in Kraft.

Hannover, den 31. Juli 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

In Vertretung

S c h o l z

Staatssekretär
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Entscheidung
des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts

Aus dem Beschluss des Niedersächsischen Oberverwaltungs-
gerichts vom 17. Juli 2020 — 13 MN 261/20 — in dem Verfahren

zur Überprüfung der Infektionsschutzrechtlichen Verord-
nung (Nds. MS, VO vom 10. Juli 2020, § 12 Abs. 3 Satz 2
— Kutschfahrten) — Normenkontrolle — vorläufiger Rechts-
schutz —

wird nachstehende Entscheidungsformel veröffentlicht:

§ 12 Abs. 3 Satz 2 der Niedersächsischen Verordnung zur
Neuordnung der Maßnahmen gegen die Ausbreitung des
Corona-Virus SARS-CoV-2 — Niedersächsische Corona-
Verordnung — vom 10. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 226) wird
vorläufig außer Vollzug gesetzt.

Gemäß § 47 Abs. 5 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) ist diese Entscheidung allgemein verbindlich. Die
nicht mehr anfechtbaren Entscheidungen der Gerichte der
Verwaltungsgerichtsbarkeit, die auf der für unwirksam erklär-
ten Norm beruhen, bleiben — vorbehaltlich einer besonderen
gesetzlichen Regelung durch das Land — unberührt. Die Voll-
streckung aus einer solchen Entscheidung ist unzulässig (§ 183
in Verbindung mit § 47 Abs. 5 Satz 3 VwGO).

Hannover, den 23. Juli 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

In Vertretung

S c h o l z

Staatssekretär



Nds. GVBl. Nr. 28/2020, ausgegeben am 31. 7. 2020

263

Herausgegeben von der Niedersächsischen Staatskanzlei
Verlag: Schlütersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Böckler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511 8550-0,
Telefax 0511 8550-2400. Druck: Umweltdruckhaus Hannover GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstücke
können durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschließlich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschließlich 9,20 € Portokosten-
anteil). Bezugskündigung kann nur 6 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405
Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 1,05 € einschließlich Mehrwertsteuer zuzüglich Versandkosten 

Entscheidung
des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts

Aus dem Beschluss des Niedersächsischen Oberverwaltungs-
gerichts vom 27. Juli 2020 — 13 MN 272/20 — in dem Verfahren

zur Überprüfung der Infektionsschutzrechtlichen Verord-
nung (Nds. MS, VO vom 10. Juli 2020, § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
— Angebot von Shisha-Pfeifen zum Konsum) — Normen-
kontrolle — vorläufiger Rechtsschutz —

wird nachstehende Entscheidungsformel veröffentlicht:

§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Niedersächsischen Verordnung
zur Neuordnung der Maßnahmen gegen die Ausbreitung des
Corona-Virus SARS-CoV-2 — Niedersächsische Corona-
Verordnung — vom 10. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 226), be-
richtigt am 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 257), wird vorläu-
fig außer Vollzug gesetzt, soweit danach Einrichtungen, in
denen Shisha-Pfeifen zum Konsum angeboten werden, für
den Publikumsverkehr und Besuche geschlossen sind.

Gemäß § 47 Abs. 5 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) ist diese Entscheidung allgemein verbindlich. Die
nicht mehr anfechtbaren Entscheidungen der Gerichte der
Verwaltungsgerichtsbarkeit, die auf der für unwirksam erklär-
ten Norm beruhen, bleiben — vorbehaltlich einer besonderen
gesetzlichen Regelung durch das Land — unberührt. Die Voll-
streckung aus einer solchen Entscheidung ist unzulässig (§ 183
in Verbindung mit § 47 Abs. 5 Satz 3 VwGO).

Hannover, den 28. Juli 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

In Vertretung

S c h o l z

Staatssekretär
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